
Beschluß vom 05. März 1991 
- 1 ABR 41/90 -
Beschluß vom 26. Januar 1990
- 11 BV 2/89 -
Beschluß vom 20. April 1990
- 5 TaBV 3/90 -

Für die Amtliche Sammlung 
Für die Fachpresse 
Für das Bundesarchiv

Entscheidungsstichwort:
/

Mitbestimmung bei Art der Lohnzahlung im Baugewerbe

Aktenzeichen: 1 ABR 41/90 
Bundesarbeitsgericht 1. Senat

I. Arbeitsgericht 
Berlin

II. Landesarbeitsgericht 
Berlin

Gesetz:
BetrVG § 87 Abs. 1 Nr. 4, § 87 Abs. 1 Eingangssatz, § 76 
Abs. 5 Satz 3; BRTV für das Baugewerbe vom 29. April 1988 
§ 5 Nr. 9

Leitsätze:
1. § 5 Nr, 9 des Bundesrahmentarifvertrags für die gewerb­
lichen Arbeitnehmer des Baugewerbes vom 29. April 1988 
enthält keine abschließende Regelung über Zeit, Ort und Art 
der Auszahlung des Arbeitsentgelts i.S. von § 87 Abs. 1 
Eingangssatz BetrVG.
2. Der Spruch einer Einigungsstelle, der den Arbeitgeber 
verpflichtet, an jeden Arbeitnehmer monatlich 3,50 DM zum 
Ausgleich der durch die bargeldlose Lohnzahlung entstehenden 
Kosten zu zahlen, überschreitet nicht die Grenzen billigen 
Ermessens.
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1 ABR 41/90 
5 TaBV 3/90 Berlin
Verkündet am 
5. März 1991 Im Namen des Volkes!
Zeuner,
Amtsinspektor Beschlußals Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle in dem Beschlußverfahren

unter Beteiligung!

PP*

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts in der Sitzung 
vom 5, März 1991 durch den Präsidenten Professor Dr. Kissel,
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die Richter Matthes und Professor Dr. Weller sowie den 
ehrenamtlichen Richter Dr. Münzer und die ehrenamtliche 
Richterin Lappe beschlossen:

Die Rechtsbeschwerde des Arbeitgebers gegen den 
Beschluß des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 20. April 1990 - 5 TaBV 3/90 - wird zurückgewie­
sen.

IV o n  R e c h t s  w e g e n !

G r ü n d e  :

A. Arbeitgeber und Betriebsrat streiten über die Wirksamkeit 
eines Einigungsstellenbeschlusses über die Zahlung von Kontofüh­
rungsgebühren .

Im Betrieb des Arbeitgebers finden die Bestimmungen des Bun­
desrahmentarifvertrages für das Baugewerbe (BRTV-Bau) vom 
29. April 1988 Anwendung. § 5 Nr. 9 BRTV-Bau regelt "Art, Ort und 
Zeitpunkt der Lohnzahlung" und lautet wie folgt:

"9.1. Allgemeines
Art, Ort und Zeitpunkt der Lohnzahlung werden im 
Einvernehmen mit dem Betriebsrat geregelt.

9.2. Bargeldlose Lohnzahlung
Der Lohn soll grundsätzlich bargeldlos gezahlt 
werden. Bei bargeldloser Lohnzahlung ist der Lohn 
auf das von dem Arbeitnehmer benannte Konto so 
rechtzeitig zu überweisen, daß der Arbeitnehmer 
am Fälligkeitstage über den überwiesenen Betrag 
verfügen kann.
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9.3. Lohnzahlung in bar

- 3 -

Ist Lohnzahlung in bar vereinbart, so ist der Lohn 
während der Arbeitszeit oder in unmittelbarem An­
schluß daran zu zahlen. Verzögert sich die Aus­
zahlung durch Verschulden des Arbeitgebers oder 
seines Beauftragten über eine halbe Stunde nach 
Arbeitsschluß, so ist jede angefangene Stunde voll zu bezahlen. Erkrankten Arbeitnehmern ist der Lohn 
auf Verlangen unverzüglich an die von ihnen ange­
gebene Anschrift zu übersenden."

Die vom Betriebsrat angerufene Einigungsstelle beschloß am
l9. November 1989 eine Regelung, wonach jeder Arbeitnehmer des Be­

triebes "monatlich zur anteiligen Kostenerstattung hinsichtlich 
des Lohn- bzw. Gehaltskontos einen Betrag von 3,50 DM" erhalten 
soll.

Der Arbeitgeber hat bereits in einem anderen Beschlußverfah­
ren die Feststellung begehrt, daß dem Betriebsrat hinsichtlich 
der Erstattung von Kontoführungsgebühren ein Mitbestimmungsrecht 
nicht zusteht. Dieser Antrag ist durch rechtskräftigen Beschluß 
des Arbeitsgerichts Berlin vom 30. November 1989 (- 15 BV 1/89 -) 
als unbegründet zurückgewiesen' worden.

Mit dem vorliegenden, am 17. November 1989 anhängig geworde­
nen Beschlußverfahren macht der Arbeitgeber die Unwirksamkeit des 
Spruchs der Einigungsstelle geltend. Er hält die Zuständigkeit 
der Einigungsstelle nicht für gegeben, weil der Komplex der bar­
geldlosen Lohnzahlung bereits tariflich geregelt und deshalb für 
das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats gesperrt sei. Durch § 5 
Nr. 9 BRTV-Bau sei die Frage der bargeldlosen Lohnzahlung er­
schöpfend geregelt worden. Allein der Umstand, daß eine ausdrück­
liche Regelung über die Tragung der Kontoführungsgebühren im Ta-
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rifvertrag fehle, mache die tarifliche Regelung nicht unvollstän­
dig. Da eine gegenteilige Vereinbarung nicht getroffen worden 
sei, habe die Belastung durch Kontoführungsgebühren beim Arbeit­
nehmer verbleiben sollen.

Zum anderen habe die Einigungsstelle mit dem Spruch vom 
9. November 1989 ihren Ermes^sensspielraum überschritten. Die Ei­
nigungsstelle habe auf die jeweilige Belastung des einzelnen Ar­
beitnehmers mit Kontoführungsgebühren abstellen müssen. Eine 
Pauschalierung sei nicht zulässig. Die Einigungsstelle müsse sich 
an dem kostengünstigsten Modell orientieren.

Der Arbeitgeber hat beantragt

festzustellen, daß der Spruch der Einigungsstelle 
vom 9. November 1989 rechtsunwirksam ist.

Der Betriebsrat hat beantragt, den Antrag abzuweisen. Er hat 
die Auffassung vertreten, sein Mitbestimmungsrecht folge aus § 87 
Abs. 1 Nr. 4 BetrVG. § 5 Nr, 9 BRTV-Bau entfalte keine Sperrwir­
kung für eine Betriebsvereinbarung über die bargeldlose Lohnzah­
lung und die Zahlung von Kontoführungsgebühren. Die Einigungs­
stelle habe ihr Ermessen nicht fehlerhaft ausgeübt. Die Pauscha­
lierung der Gebühren sei innerhalb gegebener Erfahrungswerte zu­
lässig.

Das Arbeitsgericht hat den Antrag des Arbeitgebers abgewie­
sen. Das Landesarbeitsgericht hat die Beschwerde des Arbeitgebers 
zurückgewiesen. Mit der zugelassenen Rechtsbeschwerde verfolgt
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der Arbeitgeber seinen Antrag weiter, während der Betriebsrat um 
Zurückweisung der Rechtsbeschwerde bittet.

B. Die Rechtsbeschwerde des Arbeitgebers ist unbegründet. Der 
Beschluß der Einigungsstelle vom 9. November 1989 ist rechts­
wirksam.

1. Nach § 87 Abs. 1 N$r. 4 BetrVG hat der Betriebsrat bei Fest­
legung der Zeit, des Ortes und der Art der Auszahlung der Ar­
beitsentgelte mitzubestimmen. Zur Art der Auszahlung gehört ins­
besondere die Frage, ob das Arbeitsentgelt bar oder bargeldlos 
gezahlt wird. Sollen Löhne oder Gehälter auf Bankkonten der Ar­
beitnehmer überwiesen werden, erstreckt sich das Mitbestimmungs­
recht des Betriebsrats nach ständiger Rechtsprechung des Senats 
als Annexregelung auch darauf, ob und in welchem Umfang die hier­
für entstehenden Kosten vom Arbeitgeber zu erstatten sind (BAGE 
29, 40 und 39, 351 = AP Nr. 1 und 2 zu § 87 BetrVG 1972 Auszah­
lung) .

2. Das Landesarbeitsgericht hat zu Recht angenommen, vorliegend 
sei das Mitbestimmungsrecht nicht durch eine tarifliche Regelung 
ausgeschlossen.

§ 5 Nr. 9 BRTV-Bau enthält keine abschließende Regelung der 
mit der bargeldlosen Entgeltzahlung zusammenhängenden Fragen. Wie 
der Senat in den Beschlüssen vom 18. April und 4. Juli 1989 (BAGE 
61, 296 = AP Nr. 18 zu § 87 BetrVG 1972 Tarifvorrang und BAGE 62, 
233 = AP Nr. 20 zu § 87 BetrVG 1972 Tarifvorrang) noch einmal be-
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stätigt und ausführlich begründet hat, wird das MitbeStimmungs- 
recht nur ausgeschlossen, soweit eine tarifliche Regelung den 
Mitbestimmungstatbestand abschließend und aus sich heraus anwend­
bar regelt.

Nach dem (objektiven) Regelungsinhalt des § 5 Nr. 9 BRTV-Bau 
besteht eine solche das M|tbestimmungsrecht des Betriebsrats aus­
schließende tarifliche Regelung nicht. § 5 Nr. 9.1 BRTV-Bau wie­
derholt nur die gesetzliche Regelung, daß Art, Ort und Zeitpunkt 
der Lohnzahlung dem Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats unter­
liegen.

Entgegen der Auffassung des Arbeitgebers ist die Frage der 
Kostentragung hinsichtlich der Kontoführungsgebühren auch durch 
§ 5 Nr. 9.2 BRTV-Bau nicht zu Lasten der Arbeitnehmer entschieden 
(ebenso Karthaus/Müller, BRTV-Bau, 2. Aufl., Anm. zu § 5 Nr. 9.2, 
S. 94). Nach § 5 Nr. 9.2 Satz 1 BRTV-Bau "soll der Lohn grund­
sätzlich bargeldlos gezahlt werden". § 5 Nr. 9.3 BRTV-Bau enthält 
eine Regelung über das Verfahren bei Barzahlung. Die Regelung in 
§ 5 Nr. 9.2 Satz 1 BRTV-Bau beschränkt sich, wie das Landesar­
beitsgericht zutreffend angenommen hat, auf eine Empfehlung, den 
Lohn bargeldlos zu zahlen, und enthält darüber hinaus in Satz 2 
lediglich eine Regelung über den Zeitpunkt der Überweisung im 
Falle einer bargeldlosen Lohnzahlung. Die Tarifvertragsparteien 
haben die bargeldlose Lohnzahlung nicht zwingend festgelegt, son­
dern insofern nur ihre grundsätzliche Zielvorstellung deutlich 
gemacht. Die Betriebsparteien müssen deshalb in einer mitbe­
stimmten Regelung nach § 87 Abs. 1 Nr. 4 BetrVG entscheiden, ob 
sie dieser Zielvorstellung der Tarifvertragsparteien folgen und
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festlegen sollen, daß ob der Lohn bargeldlos gezahlt werden soll, 
gegebenenfalls, ob der Arbeitgeber die hieraus entstehenden be­
sonderen Kosten tragen soll.

3. Das Landesarbeitsgericht hat auch zu Recht angenommen, der 
Spruch der Einigungsstelle vom 9. November 1989 überschreite 
nicht die Grenzen des der Einigungsstelle eingeräumten Ermessens.

I

Der Spruch der Einigungsstelle begründet für den Arbeitgeber 
die Verpflichtung, an jeden Arbeitnehmer monatlich zum Ausgleich 
der durch eine bargeldlose Lohnzahlung entstehenden Kosten einen 
Betrag von 3,50 DM zu zahlen. Eine solche Pauschalierung ent­
spricht zum einen den Belangen der Arbeitnehmer, sie berücksich­
tigt aber auch die Belange des Arbeitgebers, da sie Feststellun­
gen über die im Einzelfall entstehenden Kosten erübrigt. Sie ver­
letzt nicht Grundrechte des Arbeitgebers (BVerfG Beschluß vom 
18. Oktober 1987 - 1 BvR 1426/83 - AP Nr. 7 zu § 87 BetrVG 1972 
Auszahlung). Sie ist auch nicht ermessensfehlerhaft, wenn sich 
der festgesetzte Pauschbetrag innerhalb gegebener Erfahrungswerte 
hält (vgl. Beschluß vom 8. März 1977, BAGE 29, 40 = AP Nr. 1 zu 
§ 87 BetrVG 1972 Auszahlung). Der im vorliegenden Falle festge­
setzte Pauschbetrag hält sich im Rahmen der erfahrungsgemäß durch 
eine bargeldlose Gehalts- und Lohnzahlung entstehenden Kosten. Im 
Beschluß vom 8. März 1977 (BAGE 29, 40) hat der Senat angenommen, 
eine Pauschalierung in Höhe von bis zu 2,50 DM liege im Rahmen 
billigen Ermessens. Das Landesarbeitsgericht hat mit Recht darauf 
hingewiesen, daß seit 1977 häufig zumindest die Grundgebühren für 
die Führung eines Kontos nicht unerheblich erhöht worden sind, 
und zu den zwangsläufig entstehenden Gebühren heute oft auch die
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Kosten für die Erstellung und Zusendung eines Kontoauszugs gehö­
ren. Hinzu kommt, daß der Betrag von 2,50 DM sich an einem Erlaß 
aus dem Jahre 1972 orientiert, der die steuerfreie Erstattung der 
Kontoführungsgebühren in dieser Höhe zuließ. Mit der Steuerreform 
1990 ist die Steuerfreiheit entfallen, so daß der netto verblei­
bende Betrag die Kosten vielfach nicht mehr deckt (vgl. dazu 
Bösche/Grimberg, AiB 1991, )̂ . Schließlich hat das Landesarbeits­
gericht in diesem Zusammenhang auch zu Recht berücksichtigt, daß 
nach dem Spruch der Einigungsstelle bei der bargeldlosen Lohnzah­
lung der Zeitaufwand für den Bankbesuch (zu einer derartigen Re­
gelung als Teil eines Einigungsstellenspruchs über die bargeldlo­
se Lohnzahlung vgl. Beschluß des Senats vom 20. Dezember 1988, 
BAGE 60, 323 = AP Nr. 9 zu § 87 BetrVG 1972 Auszahlung) nicht ge­
sondert ausgeglichen worden ist. Insgesamt hat die Einigungsstel­
le die Belange des Arbeitgebers und der Arbeitnehmer in jeder 
Hinsicht angemessen berücksichtigt.

Dementsprechend war die Rechtsbeschwerde des Arbeitgebers 
zurückzuweisen.

Dr. Kissel Matthes Dr. Weller
Dr. Münzer Lappe
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